Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Sibylle Laurischk für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Sibylle Laurischk (FDP): 
Herr Kollege Lehrieder! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für Lobhudeleien haben wir bei der Opposition leider keine Zeit.

(Paul Lehrieder [CDU/CSU]: Das stünde Ihnen aber gut an, Frau Laurischk!)

Deswegen wende ich mich auch gleich an die Ministerin.

Zum Kinderzuschlag möchte ich zumindest kurz bemerken: Bisher ist der Kinderzuschlag eine rein bürokratische Veranstaltung.

(Ilse Falk [CDU/CSU]: Er soll doch jetzt vereinfacht werden!)

Aus der beruflichen Praxis ist mir nicht ein Fall bekannt, in dem der Kinderzuschlag wirklich gewährt wurde. Wenn sich das ändern sollte, dann werde ich das sehr wohl vermerken, aber ich habe größte Zweifel, dass es sich hier um mehr als um ein Placebo handelt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Schauen wir uns den Haushalt an. Im Haushalt des Familienministeriums waren bisher für die Position „Integration junger Zuwanderinnen und Zuwanderer“ 66 Millionen Euro eingestellt. 44 Millionen Euro davon werden jetzt in den Kinder- und Jugendplan verschoben. Weitere 14 Millionen Euro bleiben offen. In dem Haushaltstitel stehen dann nur noch 8 Millionen Euro. Die 14 Millionen Euro werden wohl für Integrationskurse ausgegeben, sie fehlen aber in diesem Haushalt. Das Thema der Integration jugendlicher Zuwanderinnen und Zuwanderer verliert in diesem Ministerium also an Bedeutung. Das ist ein Abbau. Die Integrationspolitik befindet sich also auf dem Verschiebebahnhof. Ich halte das für das falsche Signal und möchte hier gerade mit Blick auf Frankreich ganz deutlich anmahnen, dass wir uns um Jugendliche, jugendliche Migranten und junge Mädchen kümmern müssen. Wir müssen ihnen Angebote machen, die dazu führen, dass sie integriert in dieser Gesellschaft aufwachsen können. Sonst „erben“ wir genau das, was in anderen Ländern schon zu beobachten ist. Hier wird eine Chance verpasst. Ich hätte von Ihnen, Frau Ministerin, wirklich erwartet, dass Sie dazu hier und heute etwas sagen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Eine weitere Chance verpassen Sie, wenn Sie bei den Jugendfreiwilligendiensten nicht die Möglichkeiten der Rahmengesetzgebung nutzen. Wir haben angemahnt, für die Jugendfreiwilligendienste eine Rahmengesetzgebung in ausschließlicher Zuständigkeit des für die Jugendpolitik verantwortlichen Familienministeriums zu schaffen.

(Ina Lenke [FDP]: Richtig! Gut!)

Hier erkenne ich einen erstaunlichen Mangel an Durchsetzungskraft, Frau Ministerin. Ich kann nur hoffen, dass Sie zumindest Ihre Skepsis hinsichtlich des Betreuungsgeldes, das die FDP-Fraktion für falsch hält, aufrechterhalten und wenigstens in diesem Punkt in Zukunft standhafter sind.

(Beifall bei der FDP)

Gestatten Sie mir noch einige Worte zur Seniorenpolitik. Dazu haben wir nichts von Ihnen gehört. Zum Stichwort „Mehrgenerationenhäuser“ ist zu sagen: Ihre Politik greift hier zu kurz. Die in diesem Rahmen verteilten Gelder fließen zum Teil in bereits bestehende kommunale Einrichtungen. Wir haben heute – wie schon in der Vergangenheit – zu wenig von Ihnen zu dieser Frage gehört.

Ich komme zu den Stichworten „Renteneintritts-alter 67“ und „Zwangsverrentung“. Mit Letzterem wird die Arbeitslosenstatistik geschönt. Wie Sie als die für ältere Menschen zuständige Ressortministerin dazu stehen, haben wir aber nicht gehört.

Mein Resümee zur Jugend‑, aber auch zur Seniorenpolitik lautet: Es ist zu wenig.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Zu einer Kurzintervention hat der Kollege Ole Schröder das Wort.

Dr. Ole Schröder (CDU/CSU): 
Frau Kollegin, Sie haben den Titel „Integration junger Zuwanderinnen und Zuwanderer“ angesprochen. Wie Sie richtig bemerkt haben, waren im Haushalt 2007 hier noch 66,2 Millionen Euro eingestellt. Das bedeutet allerdings nicht, dass wir jetzt weniger für die Integration junger Zuwanderinnen und Zuwanderer tun. Vielmehr ist es so, dass wir 44,2 Millionen Euro in den KJP überführt haben.

(Sibylle Laurischk [FDP]: Das habe ich gesagt!)

Davon erhoffen wir uns erhebliche Synergieeffekte mit anderen Programmen.

In den Haushaltsberatungen haben wir auch mit dem Ministerium abgesprochen, dass im nächsten Jahr keine einzige Integrationsmaßnahme daran scheitern wird, dass nicht genügend Geld aus diesem Haushalt zur Verfügung gestellt wird. Das hat uns das Ministerium zugesichert. Ebenfalls haben wir für eine entsprechende Flexibilisierung gesorgt, damit wir das im Haushaltsvollzug auch so hinbekommen. 

Zur Klarstellung musste das hier noch einmal deutlich gemacht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Sie haben das Wort zur Erwiderung.

Sibylle Laurischk (FDP): 
Herr Kollege, ich habe das so dargestellt, wie Sie es gerade beschrieben haben. Ich habe aber auch festgestellt, dass der Haushalt des Familienministeriums, der ja auch die Mittel für die Jugendpolitik beinhaltet, letztendlich um 14 Millionen Euro gekürzt worden ist. Das ist nichts anderes als ein Verschiebebahnhof. Ob die Mittel wirklich der Integration von Jugendlichen – das ist mein spezielles Thema, das ich hier angeschnitten habe – zugute kommen, werden wir sehen. Das werden wir aus der Sicht der Opposition sehr genau prüfen.

(Beifall bei der FDP)

